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Zur Frage eines Anspruchs auf Auskunft über anlässlich ei-
ner Anlageberatung erzielte Provisionen

Zur Frage, wann das zur Fristversäumung führende Hin-
dernis wegfällt, wenn es in der Mittellosigkeit der Partei be-
steht; zur Pflicht des Prozessbevollmächtigten, der eine Par-
tei in zwei Prozessen gegen denselben Prozessgegner ver-
tritt und aufgrund eines in einem der beiden Prozesse er-
wirkten rechtskräftigen Titels mit einem Zahlungseingang
und einer dadurch bewirkten Beseitigung der Mittellosig-
keit rechnet, für eine unverzügliche Kenntnis vom Zah-
lungseingang zu sorgen

Keine Eintragung einer Zwangssicherungshypothek für
kapitalisierte, im Vollstreckungstitel als solche nicht ausge-
wiesene Zinsen

Zur Frage, ob es dem zur Abgabe einer eidesstattlichen
Versicherung verurteilten Beklagten nicht zugemutet wer-
den kann, die eidesstattliche Versicherung ohne anwalt-
lichen Rat und Beistand abzugeben

Zur Verteilung der Beweislast, wenn sich der Leistungs-
empfänger gegenüber dem Bereicherungsanspruch auf ein
nicht notariell beurkundetes Schenkungsversprechen als
Rechtsgrund beruft

Zur Frage, ob ein befristeter Verzicht des Schuldners auf
die Erhebung der Verjährungseinrede den Gläubiger so
stellen soll, dass sämtliche während der Verzichtsfrist auf-
tretende Tatbestände für eine Hemmung oder einen Neu-
beginn der Verjährung sich auch auf den Lauf der Ver-
zichtsfrist auswirken
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Zur Frage, ob ein Schriftstück fristwahrend tatsächlich in
die Verfügungsgewalt des Gerichts gelangt, wenn es in ei-
ner Postmappe enthalten ist, die dem mit der Annahme von
Schriftstücken beauftragten Mitarbeiter des Gerichts aus-
gehändigt wird

Vorlagebeschluss zum Verbrauchergerichtsstand, wenn
der in Rede stehende Geschäftsbesorgungsvertrag bei iso-
lierter Betrachtung zwar nicht in den Bereich einer Tätig-
keit im Sinne des Art. 15 Abs. 1 Buchst. c 2. Alt. der Verord-
nung (EG) Nr. 44/2001 fällt, jedoch der Verwirklichung des
wirtschaftlichen Erfolgs einer solchen Tätigkeit des Ver-
tragspartners dient

Keine Pflicht zur Durchführung einer mündlichen Verhand-
lung im Verfahren auf gerichtliche Entscheidung gegen
 einen schiedsgerichtlichen Zuständigkeitszwischenent-
scheid nach § 1040 Abs. 3 Satz 2 ZPO; keine Unwirksamkeit
der gesamten Schiedsvereinbarung, die eine unwirksame
Kompetenz-Kompetenz-Klausel enthält; keine Notwendig-
keit der Beurkundung einer in Bezug genommenen
Schiedsgerichtsordnung in einem notariell beurkundeten
Vertrag über den Verkauf und die Übertragung von Grund-
stücken und Gesellschaftsanteilen

Zum Unterlassungsanspruch eines durch persönlichkeits-
rechtsverletzende Inhalte einer Internetseite Betroffenen
gegen den Diensteanbieter; kein Anspruch auf Auskunft
gegen den Betreiber eines Internetportals über Anmelde-
daten ohne Einwilligung des Nutzers dieses Portals man-
gels Ermächtigungsgrundlage in § 12 Abs. 2 TMG

Zum Wert der Beschwer, wenn der nach § 87c Abs. 2 HGB
zur Erteilung eines Buchauszugs Verpflichtete für ohne
weiteres selbst zu erbringende Eigenleistungen Hilfsperso-
nen heranzieht

Bücherschau
                                        Felix Herzog                                                                                                                                   2143Geldwäschegesetz, 2. Aufl.

Rezensent: Ministerialrat Michael Findeisen, Berlin




